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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 10709.) Kreis- und Provinzial-Abgabengeſetz. Vom 23. April 1906. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen rx. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie für 
den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


Abſchnitt 1. 
Kreisabgaben. 


. 

Die Kreiſe ſind berechtigt, zur Deckung ihrer Ausgaben nach den Be— 
erg dieſes Geſetzes Gebühren und Beiträge, indirekte und direkte Steuern 
zu erheben. 

Hinſichtlich der Chauſſeegelder und anderen Verkehrsabgaben, der Jagd⸗ 
ſcheinabgaben, der Koften im Verwaltungsſtreit- und Beſchlußverfahren ſowie 
hinſichtlich der Erhebung der Betriebs-, der Wanderlager- und der Warenhaus⸗ 
ſteuer für Rechnung der Kreiſe bewendet es bei den beſtehenden Beſtimmungen. 


§ 2. 

Die Kreife dürfen von der Befugnis, Steuern zu erheben, nur infoweit 
Gebrauch machen, als die ſonſtigen Einnahmen, insbeſondere aus dem Kreis⸗ 
vermögen, aus Gebühren, Beiträgen und aus den ihnen vom Staate oder von 
Bezirks- oder Provinzialverbänden überwieſenen Mitteln zur Deckung ihrer Aus- 
gaben nicht ausreichen. Auf Hundeſteuern findet dieſe Beſtimmung keine An⸗ 
wendung. 

Durch direkte Steuern darf nur der Bedarf aufgebracht werden, welcher 
nach Abzug des Aufkommens der indirekten Steuern von dem geſamten Steuer 
bedarfe verbleibt. 
Geſetz⸗Samml. 1906. (Nr. 10709.) 
Ausgegeben zu Berlin den 7. Mai 1906. 
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Gewerbliche Unternehmungen der Kreiſe find grundſätzlich fo zu verwalten, 
daß durch die Einnahmen mindeſtens die geſamten „durch die Unternehmung dem 
Kreiſe erwachſenden Ausgaben, einſchließlich der Verzinſung und der Tilgung des 
Anlagekapitals, aufgebracht werden. b 

Eine Ausnahme iſt zuläſſig, ſofern die Unternehmung zugleich einem öffent⸗ 
lichen Intereſſe dient, welches andernfalls nicht befriedigt wird. 


§ 4. 

Der Kreistag kann beſchließen, daß für die Benutzung der von dem 
Kreiſe im öffentlichen Intereſſe unterhaltenen Veranſtaltungen (Anlagen, Anſtalten 
und Einrichtungen) beſondere Vergütungen (Gebühren) erhoben werden. 

Die Gebühren ſind im voraus nach feſten Normen und Sätzen zu be— 
ſtimmen. Dabei iſt eine Abſtufung der Gebührenſätze — auch nach Maßgabe 
der Leiſtungsfähigkeit — bis zur gänzlichen Freilaſſung zuläſſig. 


§ 5. 

Der Kreistag kann beſchließen, daß behufs Deckung der Koſten für Her— 
ſtellung und Unterhaltung von Veranſtaltungen, welche durch das öffentliche 
Intereſſe erfordert werden, von denjenigen Grundeigentümern und Gewerbe— 
treibenden, denen hierdurch beſondere wirtſchaftliche Vorteile erwachſen, Beiträge 
zu den Koſten der Veranſtaltungen erhoben werden. Die Beiträge ſind nach 
den Vorteilen zu bemeſſen. 

Durch Beſchluß des Kreistags kann den Beitragspflichtigen geſtattet werden, 
die Beiträge ganz oder teilweiſe durch Naturalleiſtungen nach beſtimmten vom 
Kreistage feſtzuſtellenden Grundſätzen zu erſetzen. 

Der Plan der Veranſtaltung iſt nebſt einem Nachweiſe der Koſten offen zu 
legen. Der Beſchluß des Kreistags wegen Erhebung von Beiträgen iſt unter 
der Angabe, wo und während welcher Zeit Plan nebſt Koſtennachweis zur Ein— 
ſicht offen liegen, durch das Kreisblatt mit dem Bemerken bekannt zu machen, 
daß Einwendungen gegen den Beſchluß binnen einer beſtimmt zu bezeichnenden 
Friſt von vier Wochen bei dem Kreisausſchuß anzubringen ſeien. Handelt es 
ſich um eine Veranſtaltung, welche nur einzelne Grundeigentümer oder Gewerbe— 
treibende betrifft, ſo genügt an Stelle der Bekanntmachung eine Mitteilung an 
die Beteiligten. Der Kreisausſchuß hat den Beſchluß nebſt den dazu gehörigen 
Vorverhandlungen und der Anzeige, ob und welche Einwendungen innerhalb der 
geſtellten Friſt erhoben ſind, der Genehmigungsbehörde — § 19 Ziffer! — 
einzureichen. 

Der Beſchluß der Genehmigungsbehörde iſt in gleicher Weiſe zur Kenntnis 
der eee zu bringen, wie der Beſchluß des Kreistags bekannt gemacht 
worden iſt. ö 
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§ 6. 
Der Kreistag iſt befugt, mittels Erlaſſes von Steuerordnungen indirekte 
Steuern zu legen 
1. auf den Erwerb von Grundſtücken und von Rechten, für welche die auf 
Grundſtücke bezüglichen Vorſchriften gelten. Durch die Steuerordnung 
können Befreiungen von der Steuer, insbeſondere einzelner Erwerbs— 
arten, vorgeſehen werden. Der Erwerb durch Erbgang, durch Ent— 
eignung und durch Übergabevertrag zwiſchen Verwandten auf- und 
abſteigender Linie iſt freizulaſſen ; 
2. auf die Erlangung der Erlaubnis zum ſtändigen Betriebe der Gaſt— 
wirtſchaft, Schankwirtſchaft oder des Kleinhandels mit Branntwein oder 
Spiritus (§ 33 der Reichs-Gewerbeordnung) ; 
3. auf das Halten von Hunden. 
Dabei iſt eine Abſtufung der Steuerſätze — insbeſondere auch nach Kreis— 
teilen — zuläſſig. 
Die Einführung einer indirekten Steuer durch den Kreis berührt nicht das 
Recht der Gemeinden zur Erhebung einer entſprechenden Steuer. 


RT 

Zur Aufbringung der direkten Kreisſteuern find die einzelnen Gemeinden 
und Gutsbezirke verpflichtet. 

Als Maßſtab der Verteilung der Kreisſteuern auf dieſe Verbände dient 
das Soll der Einkommenſteuer und der vom Staate veranlagten Realſteuern, ein— 
ſchließlich der Betriebsſteuer, wie es in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kom— 
munalabgabengeſetzes, nach Gemeindebeſchlüſſen und Vereinbarungen mit Steuer— 
pflichtigen der Gemeindebeſteuerung zu Grunde zu legen und in Gutsbezirken 
gemäß § 13 für die Unterverteilung zu veranlagen iſt. 

Der Einkommenſteuer ſind die auf Einkommen von nicht mehr als 
900 Mark entfallenden Steuerbeträge — § 38 Abſ. 1 des Kommunalabgaben— 
geſetzes — hinzuzuzählen; indeſſen kann der Kreistag beſchließen, dieſe Steuer— 
beträge insgeſamt oder teilweiſe freizulaſſen oder mit einem geringeren Prozent— 
ſatz als die Einkommenſteuer heranzuziehen. 

Soweit in Gemeinden eine Steuerart zu den Gemeindeabgaben nicht her— 
angezogen worden iſt, wird das Steuerſoll durch den Kreisausſchuß veranlagt. 

Maßgebend für die Verteilung iſt das Steuerſoll des dem jedesmaligen 
Etatsjahre vorangegangenen Rechnungsjahrs nach dem Stande des 1. Januar 
und zwar unter Berückſichtigung der bis zu dieſem Zeitpunkt endgültig ein— 
getretenen Berichtigungen und Veränderungen. Steuerbeträge, welche erſt nach 
dem 1. Januar für das Rechnungsjahr veranlagt werden, obwohl die Steuer— 
pflicht ſchon vor dieſem Zeitpunkte begonnen hatte, werden dem Steuerſoll des 
nächſten Rechnungsjahrs hinzugerechnet, Steuerbeträge, welche für Bonieban ver⸗ 
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anlagt worden find, werden dem Steuerfoll des Jahres, in dem die Veranlagung 
erfolgt iſt, oder dem des nächſten Rechnungsjahrs hinzugerechnet, je nachdem die 
Veranlagung vor oder nach dem 1. Januar erfolgt iſt. 

Neben den nach Abſ. 1 Verpflichteten haben diejenigen im Kreiſe wohnen— 
den oder darin ein Einkommen beziehenden (§ 33 Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 des 
Kommunalabgabengeſetzes) Perſonen, welchen, in Abweichung von dem bisherigen 
Kreisſteuerrechte, nach dem Kommunalabgabengeſetz eine gänzliche oder teilweiſe 
Einkommenſteuerfreiheit zuſteht, zu den auf die Einkommenſteuer gelegten Kreis— 
ſteuern inſoweit beſonders beizutragen, als ihr Einkommen nicht ſchon gemeinde⸗ 
ſteuerpflichtig iſt. In gleicher Weiſe wird der Fiskus mit ſeinem Einkommen 
aus den von ihm zu Anſiedelungszwecken angekauften Beſitzungen zu den Kreis— 
abgaben herangezogen. Die beſonderen Steuerſätze ſind unter ſinngemäßer An— 
wendung der für die Gemeindeeinkommenſteuer geltenden Vorſchriften einheitlich 
für den Kreis vom Kreisausſchuſſe zu veranlagen und nach deſſen näherer Be— 
ſtimmung von den Veranlagten unmittelbar zu erheben. Die Rechtsmittel der 
Veranlagten regeln ſich nach dem § 14 Abſ. 2, 3 und nach dem § 11 Abf. 4, 5 
dieſes Geſetzes mit der Maßgabe, daß die Friſt für den Antrag auf Verteilung 
kreisſteuerpflichtigen Einkommens auf verſchiedene Kreiſe zwei Monate beträgt und 
zur Beſchlußfaſſung der Bezirksausſchuß zuſtändig iſt. Im übrigen findet auf 
die Veranlagung, Nachforderung, Verjährung und Beitreibung dieſer Steuer— 
beträge § 16 Anwendung. 

§ 8. 

Der Kreistag kann mittels Erlaſſes einer Steuerordnung beſchließen, daß 
die der Verteilung der direkten Kreisſteuern auf Gemeinden und Gutsbezirke zu 
Grunde zu legende Grund- und Gebäudeſteuer durch eine nach dem Maßſtabe 
des Wertes zu veranlagende Steuer vom Grundbeſitz erſetzt wird. Dabei ſoll 
der Bewertung von Grundſtücken, welche dauernd land- oder forſtwirtſchaftlichen 
Zwecken zu dienen beſtimmt ſind, in der Regel der Reinertrag zu Grunde gelegt 
werden, den die Grundſtücke nach ihrer bisherigen wirtſchaftlichen Beſtimmung 
bei ordnungsmäßiger Bewirtfchaftung nachhaltig gewähren. 

Die Grundwertſteuer iſt vom Kreisausſchuſſe zu veranlagen. 


§ 9. 

Die Realſteuern ſind in der Regel mit dem gleichen Prozentſatze heran— 
zuziehen, mit welchem die Einkommenſteuer belaſtet wird; das auf Grund einer 
Grundwertſteuer (§ 8) zu erhebende Steuerſoll iſt nach der Steuerſumme zu 
bemeſſen, mit welcher die Grund- und Gebändeſteuer im Kreiſe herangezogen 
werden darf. 

Ausnahmen von dieſer Vorſchrift, insbeſondere die geringere Belaſtung 
oder die Freilaſſung der unterſten Gewerbeſteuerklaſſen, find zuläſſig. 

Der Kreistag kann den feſtgeſtellten Maßſtab einer Reviſion unterwerfen, 
wenn ſeit der letzten Feſtſtellung mindeſtens fünf Jahre verſtrichen ſind. In 
Ausnahmefällen iſt die frühere Vornahme einer Reviſion zuläſſig. 
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§ 10. 

Handelt es ſich um Veranftaltungen des Kreiſes, welche ausſchließlich oder 
in beſonders hervorragendem oder geringem Maße einzelnen Kreisteilen zuſtatten 
kommen, ſo kann der Kreistag eine ausſchließliche Belaſtung oder eine nach Umfang 
und Maßſtab näher zu beſtimmende Mehr- oder Minderbelaſtung dieſer Kreisteile 
beſchließen. Die Beſtimmung im § 5 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 

Soweit hinſichtlich der Vorausbelaſtung einzelner Kreisteile bei Aufbringung 
der Koſten für Anlegung oder Unterhaltung von Wegen beſondere geſetzliche Vor— 
ſchriften beſtehen, behält es dabei ſein Bewenden. 


§ 11. 

Der vom Kreistage feſtgeſtellte Kreisſteuerbedarf wird, nach Abzug der 
gemäß § 7 Abſ. 6 beſonders veranlagten Steuerbeträge, auf die Gemeinden und 
Gutsbezirke verteilt. Dabei wird ihnen in den Fällen des § 7 Abſ. 4 und des 
§ 8 das Ergebnis der Veranlagung der einzelnen Steuerpflichtigen mitgeteilt. 
Die Zahlung an die Kreiskommunalkaſſe hat zu den von dem Kreisausſchuſſe zu 
beſtimmenden Terminen zu erfolgen. 

Gegen die Verteilung der Kreisſteuern ſteht den Gemeinden und Guts— 
bezirken binnen einer Friſt von vier Wochen der Einſpruch zu, über welchen der 
Kreisausſchuß beſchließt. 

Mit dem Einſpruche kann die Veranlagung der einzelnen Steuerbeträge, 
aus denen ſich das der Kreisbeſteuerung zu Grunde gelegte Steuerſoll zuſammen— 
ſetzt, nur in den Fällen des § 7 Abſ. 4 und des § 8 von den Gemeinden 
angegriffen werden. Sit in den Fällen des § 8 nach Vorſchrift der Steuer— 
ordnung ein Grundſtück nach demjenigen Werte zu veranlagen, welcher der ſtaat— 
lichen Veranlagung dieſes Grundſtücks zur Ergänzungsſteuer zu Grunde zu legen 
iſt, ſo kann die Höhe dieſes Wertes nicht angegriffen werden, wenn ſie aus den 
Beſteuerungsmerkmalen der ſtaatlichen Ergänzungsſteuer übernommen iſt. 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb einer Friſt von 
zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Gegen die Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 

Durch Einſpruch und Klage wird die Verpflichtung zur Zahlung der 
Kreisſteuern nicht aufgeſchoben. 

§ 12. 

Die Gemeinden haben den auf ſie entfallenden Teil des Kreisſteuerbedarfs 

gleich den übrigen Gemeindeausgaben aufzubringen. 


§ 13. 

In den Gutsbezirken wird der auf fie entfallende Teil des Kreisſteuerbedarfs 
von dem Kreisausſchuſſe gemäß den für die direkten Gemeindeſteuern geltenden 
Beſtimmungen des Kommunalabgabengeſetzes — mit Ausſchluß des § 49 Abi. 2 
und des § 50 Abſ. 1 Satz 2 — ſowie des Geſetzes wegen Aufhebung direkter 
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Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. S. 119) durch Veranlagung 
der Steuerpflichtigen unterverteilt. Die Veranlagung erfolgt nach dem vom Kreis— 
tage beſchloſſenen Maßſtabe (§§ 9, 8). 

Wo nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen für die Veranlagung 
oder Erhebung von direkten Gemeindeſteuern ein Gemeindebeſchluß maßgebend 
iſt, tritt an die Stelle eines ſolchen der Beſchluß des Kreisausſchuſſes. 


§ 14. 

Der Kreisausſchuß beſchließt über die Art der Steuererhebung in den 
Gutsbezirken. 

Gegen die Heranziehung zur Kreisſteuer in den Gutsbezirken ſteht den 
Steuerpflichtigen binnen einer Friſt von vier Wochen der Einſpruch zu, über 
welchen der Kreisausſchuß beſchließt. Hinſichtlich der weiteren Rechtsmittel findet 
§ 11 Abſ. 4 und 5 dieſes Geſetzes Anwendung. 

Die Verteilung ſteuerpflichtigen Einkommens auf eine Mehrzahl ſteuer— 
berechtigter Gutsbezirke und Gemeinden regelt ſich nach den §§ 71 bis 74 des 
Kommunalabgabengeſetzes. 


§ 15. 

Iſt in einer Gemeinde oder einem Gutsbezirke das der direkten Kreis— 
beſteuerung zu Grunde gelegte Geſamtſteuerſoll im Laufe eines Rechnungsſahrs 
durch Abgänge nach Abzug der Zugänge um mehr als 10 Prozent verringert 
worden, ſo iſt der Mehrbetrag des Ausfalls auf Antrag vom Kreiſe zu erſtatten. 
Bei geringerem Ausfalle kann der Kreisausſchuß auf Antrag Erſtattung gewähren. 

Das Dienſteinkommen der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten 
darf zu den auf das Einkommen gelegten Kommunalſteuern nur mit den aus 
den §§ 4 und 5 Abſ. 1 der Verordnung vom 23. September 1867 (Geſetz— 
Samml. S. 1648) ſich ergebenden Beſchränkungen herangezogen werden. So— 
weit ſich der von dem Dienſteinkommen gemäß $ 4 a. a. O. berechnete Kommunal— 
ſteuerbetrag zufolge der Beſtimmungen der §§ 12 und 13 dieſes Geſetzes über 
das nach dem § 5 Abſ. 1 jener Verordnung zuläſſige Maß erhöhen würde, iſt 
der Kreis auf Antrag der Gemeinde (des Gutsbezirkes) zur Erſtattung des über— 
ſchießenden Betrags verpflichtet. 

§ 16. 

Auf die Rechtsmittel gegen die Heranziehung (Veranlagung) zu Gebühren, 
Beiträgen und indirekten Steuern finden $ 14 Abſ. 2 und § 11 Abſ. 4,5 dieſes 
Geſetzes, auf die Nachforderung, Verjährung und Beitreibung von Kreisabgaben 
die §§ 87, 88 und 90 des Kommunalabgabengeſetzes entſprechende Anwendung 

Die Gemeinden und Gutsbezirke ſind zur Wahrnehmung örtlicher Geſchäfte 
der Veranlagung und Erhebung von Kreisabgaben nach Anweiſung des Kreis— 
ausſchuſſes verpflichtet. Im übrigen finden auf dieſe Veranlagung die §§ 62 
und 63 des Kommunalabgabengeſetzes entſprechende Anwendung. 
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§ 17. 

In den Steuerordnungen der Kreiſe können Strafen gegen Zuwider— 
handlungen bis zur Höhe von 30 Mark angedroht werden. 

Die Strafen ſind durch den Kreisausſchuß feſtzuſetzen und nach einge: 
tretener Rechtskraft ($ 459 der Strafprozeßordnung) im Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren beizutreiben. 

§ 18. 

Das Rechnungsjahr für den Kreishaushalt beginnt mit dem 1. April und 
endigt mit dem 31. März. 

§ 19. 

Beſchlüſſe des Kreistags, welche folgende Angelegenheiten betreffen: 

J. die Erhebung von Beiträgen ($ 5), 

2. den Erlaß oder die Abänderung von Steuerordnungen über indirekte 
Kreisſteuern ($ 6), 

3. die Heranziehung der einzelnen Steuerarten zu den direkten Kreisſteuern 
mit verſchiedenen Prozentſätzen und die Vornahme einer Reviſion des 
Verteilungsmaßſtabs vor Ablauf eines fünfjährigen Zeitraums ($ 9 
Abſ. 2 und 3), 

4. die ausſchließliche Belaſtung und die Mehr- oder Minderbelaſtung 
einzelner Kreisteile ($ 10), 

5. die Erhebung direkter Kreisſteuern in einem Betrage, welcher 50 Prozent 
des gemäß § 7 ihnen zu Grunde zu legenden Steuerſolls überſteigt, 

6. den Exlaß oder die Abänderung einer Steuerordnung über eine Steuer 
vom Grundbeſitze nach dem Veranlagungsmaßſtabe des Wertes ($ 8), 

bedürfen der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. Die Genehmigung oder Ver— 
ſagung darf nur mit Zuſtimmung des Kollegiums ausgeſprochen werden. 

Gegen den auf Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Provinzialrats ſteht 
dem Vorſitzenden aus Gründen des öffentlichen Intereſſes die Einlegung der 
weiteren Beſchwerde an den Miniſter des Innern und den Finangminifter zu. 
Hierbei finden die Beſtimmungen des $ 123 des Geſetzes über die Allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) Anwendung. 


§ 20. 

Die Genehmigung der unter Ziffer 2 und 6 des § 19 bezeichneten Kreis— 
tagsbeſchlüſſe bedarf der Zuſtimmung des Miniſters des Innern und des Finanz— 
minifters. Die Erteilung der Genehmigung oder Zuſtimmung kann in den 
Fällen dieſer Ziffern auf eine beſtimmte Friſt beſchränkt werden. 

Die Miniſter können die Erteilung der Zuſtimmung auf die Oberpräſidenten 
übertragen. 


en 


Abſchnitt 2. 
Provinzialabgaben (Bezirksabgaben). 
§ 21. 

Die Provinzen (Bezirksverbände) find berechtigt, zur Deckung ihrer Aus- 
gaben nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes Gebühren, Beiträge und direkte 
Steuern zu erheben. 

Hinſichtlich der Chauſſeegelder und anderen Verkehrsabgaben bewendet es 
bei den beſtehenden Beſtimmungen. 


§ 22. 

Die Provinzen (Bezirksverbände) dürfen von der Befugnis, Steuern zu 
erheben, nur inſoweit Gebrauch machen, als die ſonſtigen Einnahmen, insbeſondere 
aus dem Provinzial-(Bezirksverbands-) Vermögen, aus Gebühren, Beiträgen 
und aus den ihnen vom Staate überwieſenen Mitteln zur Deckung ihrer Aus— 
gaben nicht ausreichen. 

§ 23. 

Gewerbliche Unternehmungen der Provinzen (Bezirksverbände) ſind grund— 
ſätzlich ſo zu verwalten, daß durch die Einnahmen mindeſtens die geſamten, 
durch die Unternehmung der Provinz (dem Bezirksverband) erwachſenden Aus— 
gaben, einſchließlich der Verzinſung und der Tilgung des Anlagekapitals, auf— 
gebracht werden. 

Eine Ausnahme iſt zuläſſig, ſofern die Unternehmung zugleich einem öffent— 
lichen Intereſſe dient, welches andernfalls nicht befriedigt wird. 


§ 24. 

Der Provinziallandtag (kommunallandtag) kann die Erhebung von Ge— 
bühren und Beiträgen beſchließen, auch deren Feſtſetzung auf den Provinzial— 
(Landes-) Ausſchuß übertragen. 

Auf die Gebühren und Beiträge finden die §§ 4 und z dieſes Geſetzes ent— 
ſprechende Anwendung. 
§ 25. 

Zur Aufbringung der Provinzial-(Bezirks-) Steuern ſind die einzelnen 
Land- und Stadtkreiſe verpflichtet. 

Als Maßſtab der Verteilung der Provinzial-(Bezirks-) Steuern auf dieſe 
Verbände dient das Soll der Einkommenſteuer und der vom Staate veranlagten 
Realſteuern, einſchließlich der Betriebsſteuer, wie es in Landkreiſen nach den Vor— 
ſchriften dieſes Geſetzes, mit Ausſchluß des H 8, und in Stadtkreiſen nach dem 
Kommunalabgabengeſetze, nach Gemeindebeſchlüſſen und Vereinbarungen mit 
Steuerpflichtigen der Kreis- beziehungsweiſe Gemeindebeſteuerung zu Grunde 
zu legen iſt. 


Der Einkommenſteuer find die auf Einkommen von nicht mehr als 
900 Mark entfallenden Steuerbeträge (§ 38 Abſ. 1 des Kommunalabgabengeſetzes) 
hinzu zu zählen; indeſſen kann der Provinzial-(Rommunal) Landtag beſchließen, 
dieſe Steuerbeträge insgeſamt oder teilweiſe freizulaſſen oder mit einem geringeren 
Prozentſatz als die Einkommenſteuer heranzuziehen. 

Maßgebend für die Verteilung iſt in den Landkreiſen das der Kreis-. 
befteuerung des jeweilig laufenden Rechnungsjahrs gemäß § 7 Abſ. 5 zu Grunde 
gelegte Steuerſoll, in den Stadtkreiſen das Steuerſoll des jeweilig vorangegangenen 
Rechnungsjahrs nach dem Stande des 1. Januar und zwar unter Berückſichti⸗ 
gung der bis zu dieſem Zeitpunkt endgültig eingetretenen Berichtigungen und 
Veränderungen ſowie mit der Maßgabe, welche aus dem Schlußſatze des Ab— 
ſatzes 5 a. a. O. folgt. 

§ 26. 

Die Realſteuern ſind mit dem gleichen Prozentſatze heranzuziehen, mit 

welchem die Einkommenſteuer belaſtet wird. 
EXE 

Handelt es ſich um Veranftaltungen des Provinzial: (Bezirks) Verbandes, 
welche ausſchließlich oder in beſonders hervorragendem oder geringem Maße ein— 
zelnen Kreiſen zuſtatten kommen, fo kann der Provinzial-(Kommunal⸗) Landtag 
eine ausſchließliche Belaſtung oder eine nach Umfang und Maßſtab näher zu 
beſtimmende Mehr- oder Minderbelaſtung dieſer Kreiſe beſchließen. Die Beſtimmung 
im § 5 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


§ 28. 

Der vom Provinzial-(Kommunal⸗-) Landtage feſtgeſtellte Steuerbedarf 
wird vom Provinzial- (Landes-) Ausſchuß auf die Land- und Stadtkreiſe verteilt. 
Die Zahlung an die Provinzial: (Bezirks-, Landes-) Hauptkaſſe hat zu den von 
dem Provinzial-(Landes-) Ausſchuſſe zu beſtimmenden Terminen zu erfolgen. 

Die Höhe des Steuerbedarfs, die Verteilung auf die Kreiſe und die für 
die Zahlung beſtimmten Termine ſind durch die Amtsblätter der Provinz (der 
Regierungsbezirke) öffentlich bekannt zu machen. 

Gegen die Verteilung der Provinzial» (Bezirks-) Steuern ſteht den Land⸗ 
und Stadtkreiſen binnen einer Friſt von vier Wochen der Einſpruch zu, über 
welchen der Provinzial-CLandes-) Ausſchuß beſchließt. 

Gegen den Beſchluß des Provinzial-(Landes“ Ausſchuſſes findet innerhalb 
einer Friſt von zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

Durch Einſpruch und Klage wird die Verpflichtung zur Zahlung der 
Provinzial: (Bezirks-) Steuern nicht aufgeſchoben. 


29. 

Die Land- und Stadtkreiſe haben den auf ſie entfallenden Teil des 
Provinzial- (Bezirks-) Steuerbedarfs gleich den übrigen Kreis- beziehungsweiſe 
Gemeindeausgaben aufzubringen. 
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$ 30. 

Für die Aufbringung von Provinzialſteuern in der Provinz Heſſen-Naſſau 

gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Als Maßſtab der Verteilung der Provinzialſteuern auf die Bezirks— 
verbände dient das Soll der Einkommenſteuer und der vom Staate 
veranlagten Realſteuern, einſchließlich der Betriebsſteuer, wie es nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes der Bezirksbeſteuerung des laufenden 
Rechnungsjahrs zu Grunde zu legen iſt. Dabei finden die § 25 
Abſ. 3 und § 26 Anwendung. 

2. Die ausſchließliche Belaſtung und die Mehr- und Minderbelaſtung 

eines der beiden Bezirksverbände iſt ausgeſchloſſen. 

3. Der Provinzialſteuerbedarf wird vom Provinzialausſchuß auf die 
Bezirksverbände verteilt. Die Zahlung an die Provinzialhauptkaſſe 
hat zu den von dem Provinzialausſchuſſe zu beſtimmenden Terminen 
zu erfolgen. 

4. Gegen die Verteilung der Provinzialſteuern ſteht den Bezirksverbänden 
Einſpruch und Klage nach näherer Beſtimmung des § 28 Abſ. 3 
bis 5 zu. 

5. Die Bezirksverbände haben den auf ſie entfallenden Teil des Provinzial— 
ſteuerbedarfs gleich ihren übrigen Ausgaben aufzubringen. 


. i 
Gegen die Heranziehung (Veranlagung) zu Provinzial: (Bezirks-) Gebühren 
und Beiträgen ſteht den Pflichtigen binnen einer Friſt von vier Wochen der Ein— 
ſpruch zu, über welchen der Provinzial-(Landes-) Ausſchuß beſchließt. Im übrigen 
findet § 28 Abſ. 4 und 5 entſprechende Anwendung. 
Für die Nachforderung, Verjährung und Beitreibung der Gebühren und 
Beiträge find die §§ 87, 88 und 90 des Kommunalabgabengeſetzes maßgebend. 


§ 32. 
Das Rechnungsjahr für den Haushalt des Provinzial: (Bezirks-) Verbandes 
beginnt mit dem 1. April und endigt mit dem 31. März. 


BE be 
Beſchlüſſe des Provingial- Kommunal-) Landtags beziehungsweiſe des Pro— 
vinzial-(Landes-) Ausſchuſſes ($ 24 Abſ. 1), welche folgende Angelegenheiten 
betreffen: 
J. die Feſtſetzung von Beiträgen ($ 24), 
2. die ausſchließliche Belaſtung und die Mehr- oder Minderbelaſtung 
einzelner Kreiſe (§ 27), 
3. die Erhebung von Provinzial: (Bezirks-) Steuern in einem Betrage, 
welcher 25 Prozent des gemäß § 25 ihnen zu Grunde zu legenden 
Steuerſolls überſteigt, 
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bedürfen der Genehmigung, und zwar in den Fällen zu 1 und 2 des Miniſters 
des Innern, in den Fällen zu 3 des Miniſters des Innern und des Finanz— 
miniſters. 


Schluß und Abergangsbeſtimmungen. 


§ 34. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auf die Amts- und Landeskommunal— 
abgaben in den Hohenzollernſchen Landen mit der Maßgabe entſprechende An— 
wendung, daß 5 

1. die Gefällſteuer den Grund- und Gebäudeſteuern gleichgeſtellt wird, 

2. die für die Hohenzollernſchen Lande geltenden beſonderen wegerechtlichen 

Beſtimmungen durch § 27 nicht berührt werden, 

3. der § 20 Abſ. 2 außer Betracht bleibt. 


$ 35. 

Diejenigen Beſtimmungen des Geſetzes, welche die Einführung von Ge— 
bühren, Beiträgen und indirekten Steuern in den Kreiſen betreffen, treten mit dem 
Tage der Verkündigung, die übrigen am 1. April 1907 in Kraft. 

§ 36. 

Der erſtmaligen Verteilung der direkten Kreisſteuern iſt in den Fällen des 
§ 7 Abſ. 4 und des § 13 das für das Rechnungsjahr 1907 feſtgeſtellte Ver— 
anlagungsſoll zu Grunde zu legen. 

§ 37. 

Der Minifter des Innern und der Finanzminiſter find mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Homburg v. d. H., den 23. April 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Poſadowsky. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
Beſeler, 
zugleich für die Miniſter der geiſtlichen rc. Angelegenheiten, 
der Finanzen und des Innern. 
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